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GESETZBLATT
FÜR BADEN-WÜRTTEMBERG

Tag	 I N H A LT � Seite

Gesetz zur Änderung  
des Unterbringungsgesetzes  

und des Landeskrankenhausgesetzes  
Baden-Württemberg

Vom 2. Juli 2013

Der Landtag hat am 20. Juni 2013 das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Unterbringungsgesetzes

Das Unterbringungsgesetz in der Fassung vom 2. De-
zember 1991 (GBl. S. 794), zuletzt geändert durch Arti-
kel 9 des Gesetzes vom 4. Mai 2009 (GBl. S. 195, 199), 
wird wie folgt geändert: 

1.	§ 8 wird wie folgt gefasst: 

	 »§ 8

	 Behandlung

	 (1) Wer auf Grund dieses Gesetzes in einer anerkann-
ten Einrichtung untergebracht ist, hat Anspruch auf die 
notwendige Behandlung. Die Behandlung der Anlass
erkrankung soll die tatsächlichen Voraussetzungen 
freier Selbstbestimmung der untergebrachten Person 
so weit als möglich wieder herstellen, um ihr ein mög-
lichst selbstbestimmtes, in der Gemeinschaft einge-

gliedertes Leben in Freiheit zu ermöglichen. Die Be-
handlung umfasst auch Untersuchungsmaßnahmen 
sowie Maßnahmen, die erforderlich sind, um der 
untergebrachten Person nach ihrer Entlassung ein 
eigenverantwortliches Leben in der Gemeinschaft zu 
ermöglichen. 

	 (2) Die Behandlung bedarf der Einwilligung der unter-
gebrachten Person. Die Einwilligung muss auf dem 
freien Willen der insoweit einwilligungsfähigen und 
ärztlich angemessen aufgeklärten untergebrachten 
Person beruhen. 

	 (3) Die Einwilligung der untergebrachten Person in 
die Behandlung, die ihrem natürlichen Willen wider-
spricht (Zwangsbehandlung), ist dann nicht erforder-
lich, wenn und solange

	 1.	� sie krankheitsbedingt zur Einsicht in die Behand-
lungsbedürftigkeit der Krankheit, wegen derer ihre 
Unterbringung notwendig ist, oder zum Handeln 
gemäß solcher Einsicht nicht fähig ist und die Be-
handlung nachweislich dazu dient, 

		  a) �eine Lebensgefahr oder eine gegenwärtige erheb-
liche Gefahr für die Gesundheit der unterge-
brachten Person abzuwenden oder

		  b) �die tatsächlichen Voraussetzungen freier Selbst-
bestimmung der untergebrachten Person so weit 
als möglich wiederherzustellen, um ihr ein mög-
lichst selbstbestimmtes, in der Gemeinschaft ein-
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zuletzt geändert durch Artikel 56 der Verordnung vom 
25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 72), wird wie folgt geändert:

1.	§ 30 a wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Die Absatzbezeichnung »(1)« wird gestrichen.

bb)	Folgender Satz wird angefügt:

	 »Auf die Verordnung des Sozialministeriums 
über die Hygiene und Infektionsprävention  
in medizinischen Einrichtungen vom 20. Juli 
2012 (GBl. S. 510) in der jeweils geltenden 
Fassung wird verwiesen.«

b)	 Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben.

2.	In § 39 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter »und  
die Einrichtungen im Sinne des § 30 a Abs. 3« und  
die Wörter »und der nach § 30 a Abs. 2 ergangenen 
Rechtsverordnung« gestrichen.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, 2. Juli 2013

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

	 Dr. Schmid	 Krebs

	 Gall	 Untersteller

	 Stoch	 Bonde

	 Stickelberger	 Bauer

	 Hermann	 Altpeter

	 Öney	 Dr. Splett

		  Erler

Verordnung des Sozialministeriums und  
des Wissenschaftsministeriums  

zur Erprobung einer Weiterbildung  
in den Berufen der Krankenpflege, 

Kinderkrankenpflege und Altenpflege  
zur Arztassistenz 

(Weiterbildungsverordnung Arztassistenz)

Vom 5. Juni 2013

Es wird verordnet auf Grund von

1.	§ 25 Absatz 1, 4 und 7 des Landespflegegesetzes vom 
11. September 1995 (GBl. S. 665), geändert durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 15. Juni 2010 (GBl. S. 427),

gegliedertes Leben in Freiheit zu ermöglichen 
oder

	 2.	� die Behandlung dazu dient, eine Lebensgefahr oder 
eine gegenwärtige erhebliche Gefahr für die Ge-
sundheit dritter Personen abzuwenden. 

	 Die Behandlung nach Satz 1 muss im Hinblick auf das 
Behandlungsziel, das ihren Einsatz rechtfertigt, Erfolg 
versprechen. Sie darf nur als letztes Mittel eingesetzt 
werden, wenn mildere Mittel, insbesondere eine we
niger eingreifende Behandlung, aussichtslos sind. Die 
Belastungen dürfen nicht außer Verhältnis zu dem 
erwartbaren Nutzen stehen. Dieser muss mögliche 
Schäden der Nichtbehandlung deutlich feststellbar 
überwiegen.

	 (4) Eine Behandlung nach Absatz 3 darf nur auf ärzt
liche Anordnung und unter ärztlicher Überwachung 
durchgeführt werden. Zuvor hat ein Arzt die unter
gebrachte Person angemessen aufzuklären und zu 
versuchen, ihre auf Vertrauen gerichtete Zustimmung 
zu erreichen. Die Behandlungsmaßnahmen sind zu do
kumentieren einschließlich ihres Zwangscharakters, 
ihrer Durchsetzungsweise, ihrer maßgeblichen Gründe 
und der Wirkungsüberwachung. Eine zu dokumen
tierende Nachbesprechung durch den behandelnden 
Arzt muss erfolgen, sobald es der Gesundheitszustand 
zulässt.

	 (5) Eine Behandlung nach Absatz 3 ist auf Antrag  
der behandelnden anerkannten Einrichtung nur mit 
vorheriger Zustimmung des Betreuungsgerichts, bei 
nach § 15 untergebrachten Personen der Strafvoll
streckungskammer beziehungsweise der Jugend
kammer zulässig. Dies gilt nicht in den Fällen von 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a und Num- 
mer 2, wenn hierdurch die Behandlung verzögert 
würde und sich hieraus Nachteile für das Leben oder 
die Gesundheit der gefährdeten Person ergeben wür-
den (›Gefahr im Verzug‹), die Zustimmung ist unver-
züglich nachträglich herbeizuführen. Für die Straf-
vollstreckungs- und die Jugendkammern gelten die 
Vorschriften des FamFG über die Zwangsbehandlung 
(§§ 312 ff. FamFG) entsprechend.

	 (6) Eine wirksame Patientenverfügung der zu be
handelnden Person (§§ 1901 a und b BGB) ist zu be-
achten. Schließt sie eine Behandlung nach Absatz 3 
aus, geht die Patientenverfügung vor, nicht jedoch in 
Fällen gegenwärtiger erheblicher Fremdgefährdung 
(Absatz 3 Satz 1 Nummer 2).«

2.	Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 2

Änderung des Landeskrankenhausgesetzes  
Baden-Württemberg

Das Landeskrankenhausgesetz Baden-Württemberg in 
der Fassung vom 29. November 2007 (GBl. 2008 S. 14), 


